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Vorwort zur 2. Auflage 

Die Rentenüberleitung, insbesondere die Überführung der Versorgungssyste-
me, hat sich als eines der schwierigsten Kapitel der Wiedervereinigung erwiesen. 
Viele rigide Regelungen sind politisch und verfassungsrechtlich nach wie vor 
umstritten, zumal Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts noch ausste-
hen und der nachbessernde Gesetzgeber der Rechtsprechung des Bundessoziai-
gerichts nur aufhalbem Wege gefolgt ist. So wundert es nicht, daß die vorliegen-
de Untersuchung wenige Wochen nach ihrem Erscheinen vergriffen war. Die 
Neuauflage berücksichtigt im Rahmen des Möglichen die Entwicklung in Recht-
sprechung und Schrifttum. 

Speyer, im Mai 1994 Detlef Merten 

Vorwort zur 1. Auflage 

Die Vergangenheit der zweiten deutschen Diktatur, die im Unterschied zur 
ersten keine Rassen-, sondern Klassenvorherrschaft erstrebte, darf nur in den 
Grenzen und mit den Mitteln des freiheitlichen Rechtsstaats bewältigt werden. 
Verbieten sich deshalb "kurze Prozesse" und Kollektivstrafen, so ist doch Sühne 
für kriminelles Unrecht nicht ausgeschlossen, wenn und soweit man Verfas-
sungsfehltritte vermeidet. 

Falls jedoch die Strafverfolgung aus wohlerwogenen rechtsstaatliehen Grün-
den innehalten muß, kann das Sozialversicherungsrecht nicht an seine Stelle 
treten. Wegen seiner Wertneutralität und moralischen Indifferenz ist es von 
vomherein als pönales Ersatzinstrument untauglich und als solches auch nur in 
dunklen Stunden deutscher Geschichte benutzt worden. Bei der Überleitung von 
Versorgungsansprüchen und -anwartschaften hat sich der Gesetzgeber allerdings 
von Kollektivsanktionen nicht freigehalten. Obwohl dem Rentenüberleitungs-
gesetz auf Grund der Anhörung von Sachverständigen die schlimmsten Drachen-
zähne gezogen werden konnten, kann es trotz zweimaliger Novellierung ver-
fassungsrechtlich noch nicht als unbelastet eingestuft werden. Pauschale Dis-
kriminierungen und ungerechtfertigte Prangerwirkungen aufzudecken, ist das 
Anliegen nachfolgender Untersuchung, die aus einem Gutachten hervorgegan-
gen ist. 

Detlef Merten 
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